
Gesprächspartner Rau, Honecker*: Bonbon für den Kanzlerkandidaten
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der Rest despräsidialen Stabes – etw
140 Leute –bleibt in Bonn zurück.

KanzlerHelmut Kohl lehnt diese Tei-
lung – politischeFührung in Berlin, Be-
amte in Bonn –strikt ab undwill, getrie-
ben von seinem FraktionschefWolfgang
Schäuble, das konservativeGegenstück
das „Kombinationsmodell“, durchse
zen: Beim Umzugsoll eseinen vertika-
len Schnittdurch die Administration ge
ben. Acht Ministerien werden in Bonn
bleiben, beschloß die Bundesregieru
zehn an die Spreekommen.

Kohls Kontrahent RudolfScharping
(SPD) hingegen hatsich mit demKopf-
stellenmodellangefreundet. Der SPD
Vorsitzendeverweist aufeine Studie de
Friedrich-Ebert-Stiftung, die eineschär-
fere Abgrenzung derpolitischen Füh-
rung von den Fachabteilungen derMini-
sterien favorisiert.

Konsequenz für den Hauptstadt-Um
zug: Von allen Ministerienkämenzuerst
die politischen Stabsabteilungen an
Spree. DerUnterbau könnte – alsBun-
desoberbehördegeführt – inBonn wei-
terarbeiten. Die Zuständigkeiten kön
ten neu verteilt, administrative undpoli-
tische Entscheidungen klarer getren
werden. LauterHorrorvisionen für Bü-
rokraten – in Bonn wie inBerlin.

Kein Wunder, daß es auf dieeinfache
Frage nach den Kosten despräsidialen
Umzugs und nach den Konditionen d
privaten Mietvertrages soviele rätsel-
hafteAndeutungengibt.

Erst behauptete die fürLiegenschaf-
ten zuständigeBehörde, die dem Fi
nanzministerTheoWaigel (CSU)unter-
stehende Bundesvermögensverwaltun
(BVV), der Privatmann Weizsäcker b
zahle für dieVilla im Grünen „dieorts-
übliche Vergleichsmiete“ – nach de
derzeit geltendenMietspiegel für Berlin
wären dasaber nur1496 Mark für 170
Quadratmeter inexzellenterLage.

Dann deutet BVV-Sprecher Helmut
John geheimnisvoll an: „Es ist mit Si
cherheitmehr.“

Weizsäckermachte dem Rätselrate
schließlich einEnde:4600Mark kalt, in-
klusive Nebenkostenalso etwa 5000
Mark, koste dieVilla, ließ er durchsei-
nen SprecherHorstmannklarstellen.

Ähnlich kompliziert ist es, denBehör-
den eine Auskunftüber dieUmzugsko-
sten zu entlocken.Dabeigibt es für Ge-
heimniskrämerei überhaupt keine
plausiblenGrund.

Dem Bundespräsidenten steht na
Ablauf seiner Amtszeit ein lebenslang
„Ehrensold“ in Höhe des präsidialen
Grundgehalts zu (derzeit: etwa 360 0
Mark jährlich). Er hatAnspruch auf ei-
nen persönlichenReferenten undeine
Sekretärin, auf einAuto mit Chauffeur
und Telefonsowie aufeine Büroausstat
tung. Der Steuerzahler hat ihm auch d
Umzugskosten zu ersetzen, die b
Amtsantritt und Amtsendeanfallen.
,

Wie hoch die sind, darf Sprech
Horstmannangeblich nicht sagen: Es s
ihm „gesetzlichverboten“.

Der Spediteur genießt undschweigt.
„Die genauen Kosten“, behaupt
Ewald Schneider,Seniorchef desKölner
Umzugs-Unternehmens Hasenkamp
„können wirerst in der nächsten Woch
feststellen.“

Doch auchdieses Staatsgeheimnis
schon aufgeklärt: WeizsäckersUmzug
kostetziemlich genau 45 000Mark. Y
W a h l k a m p f

Kurzes
Gedächtnis
Hat sich SPD-Präsidentschafts-
kandidat Rau zu eng mit
dem damaligen SED-Chef Honecker
eingelassen?

berraschend hat die Geschich
den Deutschen die Einheit gÜbracht, und mit ihr jede Meng

Probleme.Aber gestrittenwird weniger
über Wege aus der Vereinigungskri
als über dieinzwischennutzloseFrage,
wer sich einst allzu intim mit den Ost-
Berliner Machthaberneingelassenhat.

Nach den SozialdemokratenHerbert
Wehner (Konspiration?) und Kar
Wienand (Verrat?)trifft es jetzt den

* 1986 in Ost-Berlin.
nordrhein-westfälischen Regierungsch
JohannesRau,Kandidat der SPD bei de
Präsidentenwahl am 23. Mai.

Die Vorlage lieferte mit einerver-
meintlichen Enthüllung aus denSED-
Akten dasARD-Magazin „Kontraste“.
Dessen Moderator Jürgen Engertver-
kündeteeinleitend und ahnungsvoll, de
Vorwurf, „Munition“ gegen Rau und di
SPD zu liefern, halteseine Redaktion
aus. Der Vorwurf darferhoben werden
Denn „Kontraste“ brachte eineolle Ka-
melle, im SPIEGEL (35/1992)ausführ-
lich dokumentiert undkritisiert von dem
Historiker und Journalisten Christia
von Ditfurth, der dieAkten imSED-Ar-
chiv ausgegrabenhatte.

Im SPIEGEL ist nachzulesen, wie de
SPD-Ostexperte Egon Bahr imSeptem-
ber 1986 beiSED-Chef ErichHonecker
und Polit-BürokratHermann Axen um
Schützenhilfe im Bundestagswahlkam
einkam; wie erlistig versicherte, daß ein
SPD-geführte Bundesregierung „voll die
Staatsbürgerschaft der DDR respekt
ren wird“; und wie Honecker via Bah
schließlich demdamaligen Kanzlerkan
didaten Rau den Wahlbonbon rübe
schob, um densich derdamalige Kanzler
amtschef Schäuble (CDU) vergebens
müht hatte: dieöffentlicheBekanntgabe
daß die DDR den Zustrom Abertause
der Asylbewerber,meist Tamilen, von
Ost- nach West-Berlinstoppen werde.

Aber erst jetzt, als TV-MannEngert
die Story zumAuftakt des Superwahl-
jahrs aufwärmte, wachten die Union
strategen auf.

Ob Bahr im Auftrag Raus der DDR e
nen „Kurswechsel in derFrage derStaats-
bürgerschaft“ angebotenhabe, fragte
CDU-Generalsekretär Peter Hintz
Berlins RegierungschefEberhardDiep-
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gen (CDU) machte aus der Bahr-Sente
flugs die „Anerkennung oderRespektie-
rung des SED-Unrechtsregimes“.

Die Unionsetzt auf daskurze Gedächt
nis des Publikums. Alshättenicht auch
die CDU Vereinbarungen mit Ost-Berl
stets alsgroßen Erfolggefeiert und sich
zumal in Wahlkampfzeiten, gern bei de
östlichenDiktatorengezeigt –heutesol-
len es nur die Genossengewesen sein.

Insgeheim waren die Sozialdemokr
ten nach demBonnerMachtverlustrich-
tig sauer, daß die DDR HelmutKohl
manches humanitäre Zugeständ
machte, um dassichHelmutSchmidt ver-
gebens bemüht hatte.Aber meckern
konnten sienicht – es war ja ihre Politik
die Kohl mit dem Krediteinfädler Fran
JosefStraußerfolgreichfortsetzte.

Da bot sich mit demeskalierenden Ber
liner Asylproblem1986 dieChance, als
Opposition Einflußnehmen undaktives
Handelnvorführen zukönnen. Daß die
DDR das Loch für die Asylbewerbe
stopfen müsse,darüberwaren sich alle
westdeutschen Parteieneinig.

Kohls Schäuble lockte sogar, wiesein
Verhandlungspartner Schalck-Golod-
kowski notierte, mit BonnerBeweglich-
keit im Dauerstreit um die Elbgrenz
Damit die SPD zur Änderung desAsyl-
grundrechts bewegtwerde, warSchäuble
auch die „Unterstützung der DDR
(Schalck-Protokoll) willkommen.

Hätte Raualso zurückweisen sollen
was Bahr ihm von Honecker mitbracht

Das Wort desbisweilenüberschlauen
Oststrategen vom „Respektieren“ d
DDR-Staatsbürgerschaft war janicht
einmal eine Gegenleistung,sondern die
schlichteBeschreibung der Rechtslag
Daß mehrnicht drinwar, wußte auch de
RealistHonecker.

In seinem Urteil zum deutsch-deu
schenGrundlagenvertrag hatte dasBun-
desverfassungsgericht1973 festgestellt,
daß die deutsche Staatsangehörigkei

zugleich die Staatsangehörigkeit der
Bundesrepublik Deutschland ist. Deut-
scher Staatsangehöriger im Sinne des
Grundgesetzes ist also nicht nur der Bür-
ger der Bundesrepublik Deutschland.
Ein Deutscher hat, wann immer er in den
Schutzbereich der staatlichen Ordnung
der Bundesrepublik Deutschland ge-
langt, einen Anspruch auf . . . alle Ga-
rantien der Grundrechte des Grundge-
setzes.

In der politischen Praxishieß das: Kein
DDR-Bürgerwurdegegen seinen Wille
als Bundesbürger vereinnahmt, aber
der, derwollte undkonnte, bekamauto-
matisch denBundespaß.

Aber wassind schon schlichteFakten
in Wahlkampfzeiten?Bruder Johannes
der gute Mensch ausWuppertal, hatsein
Fett weg. Daß einpaar Spritzer auch
Schäubletrafen, wastut’s? Der kandi-
diert ja nicht fürsPräsidentenamt. Y
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„Ich war kein Top-Agent
der Stasi“
Der frühere DDR-Anwalt Vogel über seine Rolle und über Herbert Wehner
SPIEGEL: Herr Vogel, Siehaben einhal-
bes Jahr inUntersuchungshaft in Moa
bit gesessen.Gegen Sielaufen mehrere
Anklagen und Ermittlungsverfahre
wegen Erpressung, Steuerhinterzi
hung, Meineid undUntreue.Einst wur-
den Sie als deutsch-deutscher Wohltä
hofiert, jetzt werden Sie wie ein Verbre
cher verfolgt. Fühlen Sie sich vom
Rechtsstaat ungerecht behandelt?
Vogel: Nicht vom Rechtsstaat, aber vo
seinen Strafverfolgern. Zur Rechtssta
lichkeit gehört, daß auchStaatsanwalt
schaft und Kriminalpolizei nicht nur Be
lastendes, sondern auch Entlasten
ermitteln und berücksichtigen.Außer-
dem sehe ichmich Vorverurteilungen
ausgesetzt.
SPIEGEL: Damit IhnenHaftverschonung
gewährt wurde, mußten Sieeine der
höchsten Kautionen in der deutsch
Justizgeschichte stellen.

Das Gespräch führten die Redakteure Georg Mas-
colo, Norbert F. Pötzl und Ulrich Schwarz.
r

s

Vogel: Die Kaution beträgt in meinem
Fall 3,5 Millionen Mark. Es hatschon
höheregegeben, erstkürzlich in Mün-
chen 7,5 Millionen.
SPIEGEL: 3,5 Millionen sind einschöner
Batzen.Wieviel davonhaben Sieselbst
aufgebracht?
Vogel: Die 3,5 Millionen haben enge
Freunde undmeine Verwandtschaft zu
Verfügung gestellt. Mein Vermögen
einschließlichBüro und Wohnhaus un
terliegt bis zum Abschluß des Steue
verfahrens einemArrest.
SPIEGEL: Die Haftbefehle wurden mi
Fluchtgefahrbegründet.Haben Sie je
mals an Fluchtgedacht?
Vogel: Nein, zu keinerZeit.
SPIEGEL: Aber der Gedanke istnicht
abwegig. Sie besitzeneine Wohnung in
Österreich. Von dort würden Sie w
gen des Steuerverfahrens nichtausge-
liefert.
Vogel: Ich weiß esnicht, das hatmich
auch nicht interessiert. DerGedanke
an Flucht widerstrebt meinerNatur.


